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Die Indifferenten
Es gibt Träumer unter uns. Träumer, die 

keine Gefahren sehen (oder sehen wollen), 
von denen wir umgeben sind. Sie glauben, 
besonders klug und weitsichtig zu sein — 
dabei endet ihr Horizont schon innerhalb 
der eigenen vier Wände. Nach den 12 Jah­
ren der Hitler-Diktatur wollen sie sich und 
uns vor ähnlichen Schrecknissen bewahren, 
indem sie sich aus allem 'heraushalten. Da­
bei verschließen sie auch den Blick vor der 
Mauer.

Die meisten von ihnen sind* ehrbare 
Bürger. Sie leben für ihre Familie, gehen 
ihrem Beruf nach und glauben, damit ihre 
Pflicht erfüllt zu haben.

Aber genügt das?
Sie sind fleißige Sparer, legen Geld zu­

rück für ein Auto, für ein Häuschen. Sie 
haben Lebensversicherungen für die ganze 
■amilie abgeschlossen.

Aber genügt das?
Machen wir uns doch nichts vor. Mit dem 

Argument „es könnte ja mal anders kom­
men, deshalb will ich mich nicht engagie­
ren“, würde niemand seinen Kopf, seine 
Freiheit, sein Leben im Wohlstand retten, 
sollte Ulbricht eines Tages auch über 
West-Berlin bestimmen können. Einige 
dieser Träume klammern sich an die Hoff­
nung, auch unter dem Kommunismus un­
entbehrlich zu sein, weil sie „Spezialisten" 
ihres Berufes oder ihres Fachgebietes sind.

Wie gefährlich sind diese Vorstellungen! 
Wie trügerisch die Hoffnungen! Nichts als 
Selbstbetrug!

Es gibt Beispiele, die ernüchternd wir­
ken sollten. Beispiele, die gerade wir hier 
in Berlin selbst erlebten. Beispiele als Be­
weise:
• Bis zum 13. August 1961 arbeitet ein 

Ostberliner Grenzgänger bei einer der 
größten Elektrofirmen in West-Berlin. 
Er war Chefingenieur, ein hochqualifi­
zierter Fachmann, eine international 
anerkannte Kapazität.

Heute muß er Spulen drehen in einem 
der staatseigenen Betriebe Ost-Berlins. Die 
SED pfeift auf seine Spezialkenntnisse.
• Jahrelang war ein anderer Ostberliner 

als Maschineningenieur im freien Teil 
unserer Stadt tätig. Auf Grund vieler 
Reisen ins Ausland vermittelte er sei­
nen Kollegen Kenntnisse, nach denen 
diese noch heute arbeiten.

Ulbricht läßt ihn in Ost-Berlin Garten­
arbeiten verrichten. Die SED demütigt 
diese Spezialkraft, weil der Ingenieur nicht 
politisch zu Kreuze gekrochen ist.
• Ein Beamter hatte bis zur Errichtung 

der Mauer die Leitung einer großen 
Abteilung der Westberliner Sozialver­
sicherung. Niemand konnte ihm auf 
seinem Gebiet etwas vormachen.

Noch immer fristet er heute im Sowjet­
sektor sein Leben als Straßenpfleger. Er ist 



nicht gefragt, weil er sich nicht vor Ul­
brichts Karren spannen läßt.

Das sind keine Zufälle. Das ist System. 
Das ist die Methode eines verbrecheri­
schen Regimes, gegen das wir alle etwas 
unternehmen müssen.

Einige Tausend Bürger West-Berlins 
sind dazu bereit. Sie wollen mehr tun, -als 
nur die Freiheit genießen, die unsere Alli­
ierten garantieren. Sie wollen mehr tun, 
als nur alle paar Jahre mit dem Stimm­
zettel an der Gestaltung ihres eigenen 
Schicksals mitzuwirken. Sie haben Bereit­
schaft gezeigt, auch persönliche Opfer zu 
bringen. Im Rahmen der Freiwilligen Po­
lizei-Reserve wollen sie das Leben und 
das Eigentum ihrer Mitbürger schützen. 
Vergessen wir auch das nicht: Diese Män­
ner sichern gleichzeitig die Interessen je­
ner Träumer, jener Indifferenten, die aus 
den verschiedenen Gründen bewußt ab­
seits stehen.

Es steht viel zu viel auf dem Spiel, als 
daß wir uns leichtfertigen Träumen und 
falschen Hoffnungen hingeben können. 
Wir alle sind aufgerufen, für unsere Art 
zu leben nicht nur mit Worten, sondern 
auch mit der Tat einzutreten!

(Entnommen dem Informationsblatt für die Frei­
willige Polizei-Reserve-Berlin „Der Polizei-Reservist", 
Jahrgang 1, Nr. 3.)

Aus dem Landesparteitag 
der Berliner SPD 
am 17. und 18. Mai 1963

Antrag 6 (Steglitz): Der Landesparteitag 
der Sozialdemokratischen Partei begrüßt 
die Schaffung der Freiwilligen Polizei­
reserve in Berlin.

Die Erfahrungen in den Auseinander­
setzungen mit den Feinden der Demokra­
tie in der Weimarer Republik und mit den 
„Volksdemokraten" nach 1945 machen es 
notwendig, ein Höchstmaß an Sicherheit 
und Stärke durch Einsatz von Bürgern für 
eine freie Gesellschaft zu schaffen. EigÄ 
funktionierende, demokratische Verwa™ 
hing kann diesen — für den Bestand der 
Demokratie notwendigen — Einsatz der 
Bürger für unseren Staat nicht ersetzen.

Mit dieser Einsicht und Erfahrung aus 
der Vergangenheit muß der Wille zum 
Einsatz deutlich zum Ausdruck gebracht 
werden. Den Angehörigen der FPR ge­
bührt Dank für die bekundete Einsatz­
bereitschaft. Es muß weiter eine Aufgabe 
der Sozialdemokratie in Berlin sein, an 
dem Auf- und Ausbau der FPR entschei­
dend mitzuwirken.

Der 20. Landesparteitag hat sich in einer 
Entschließung für die Stärkung der Frei­
willigen Polizei-Reserve ausgesprochen.

SPD-Pressedienst

Die Polizei der Länder verstärken
Von W. Kuhlmann, MdL, Nordrhein-Westfalen

Erster Vorsitzender der Gewerkschaft der Polizei

Für die Bewältigung innerer Notstände 
bedürfen weniger die Rechtsgrundlagen 
als vielmehr der Personalbestand der Po­
lizei einer Überprüfung. Hier gibt es in 
der Tat noch einen erheblichen Nachhol­
bedarf. Schon die Weimarer Republik ver­
fügte mit zirka 140 000 Beamten der staat­
lichen und kommunalen Polizei sowie der 
Gendarmerie über weitaus größere Polizei­
kräfte als heute die Bundesrepublik 
Deutschland mit etwa 110 000 Beamten der 
uniformierten Schutzpolizei. Gleiches gilt 

auch für die geschlossenen Polizeiver­
bände, die allein in Preußen mehr als dop­
pelt so stark waren, als sie es heute sind.

Im Jahre 1959 wurde im Bundestag der 
Antrag gestellt, die Bereitschaftspolizeien 
der Länder aus Mitteln des nicht ausge­
schöpften Etats für den Bundesgrenzschutz 
zu verstärken. Der Antrag wurde abge­
lehnt, nachdem Bundesinnenminister Dr. 
Schröder erklärt hatte, daß eine Verstär­
kung der Bereitschaftspolizei Sache der 
Länder sei. Der Bund wäre wohl bereit, 
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die Kosten für die Ausrüstung zusätz­
licher Bereitsdiaftspolizeiabteilungen zu 
übernehmen, die Personal- und Verwal­
tungskosten müßten aber die Länder tra­
gen. Nun, die Länder fühlten sich lange 
Zeit ebenfalls nicht veranlaßt, ihre Bereit­
schaftspolizei zu Verstärken. Angeblich 
fehlte es an finanziellen Mitteln und an 
geeignetem Nachwuchs. Tatsächlich man­
gelte es nach unseren Erkenntnissen den 
meisten Ländern aber an dem ernsthaften 
Willen, die Polizei zu verstärken.

Paradoxe Situation

So kam es zu der paradoxen Situation, 
die angebliche Gefährdung der inne­

ren Sicherheit fast ausnahmslos in den 
schwärzesten Farben geschildert wurde, 
während man die Verstärkung der Polizei 
an Zuständigkeitsfragen scheitern ließ. 
Wäre es wirklich so schlecht um unsere 
innere Sicherheit bestellt, dann hätten 
Bund und Länder gemeinsam die Pflicht 
gehabt, das Notwendige zu tun. Ganz so 
schlimm scheint es demnach nicht zu sein. 
Diesen Eindruck muß man auch gewinnen, 
wenn man die Etatmittel für die Nach­
wuchswerbung vergleicht. Gemessen an 
den neun Millionen DM, die dem Bundes­
verteidigungsminister für die Anwerbung 
von Soldaten zur Verfügung stehen, neh­
men sich die Werbemittel in den Polizei­
etats der Länder wie ein besseres Trink­
geld aus. Darum ist auch der Verdacht 
nicht ganz unbegründet, daß die unter­
lassene Verstärkung der Polizei den­
jenigen sehr gelegen kam, die mit dem 

_Hinweis auf die unzulänglichen Polizei- 
^Aräfte den Einsatz der Bundeswehr im 
^Tnnern fordern.

Die Aufrechterhaltung von Sicherheit und 
Ordnung im Innern ist aber eine Aufgabe 
der Polizei und muß es auch bleiben. Das 
gilt auch fürNotstandssituationen, die ihren 
Ursprung im Innern der Bundesrepublik 
haben. Einsätze, die aus derartigen An­
lässen notwendig werden, richten sich im­
mer gegen die eigene Bevölkerung. Das 
ist aber kein Fall für den Einsatz kampf­
erprobter Militärverbände, sondern eine 
Angelegenheit der Polizei, die mit den 
jeweils humansten Mitteln die gestörte 

Ruhe und Ordnung wiederherzustellen 
hat.

Schließlich ist aber auch noch folgendes 
zu sagen: Wenn schon Vertrauen eine 
wesentliche Voraussetzung jeder Not­
standsplanung ist, dann verdient dieses 
Vertrauen in erster Linie unser Volk, das 
sich in den Jahren nach 1945 zu einer be­
merkenswerten politischen Reife entwik- 
kelt hat und bisher noch allen politischen 
Abenteuern eine deutliche Absage erteilte. 
So wie die Dinge im Augenblick liegen 
und auch für die absehbare Zukunft liegen 
werden, sind Polizei und Bevölkerung 
nicht Gegner, sondern Verbündete, wenn 
es gilt, verfassungsfeindlichen Elementen 
das Handwerk zu legen. Das sollte nie in 
Zweifel gezogen werden.

Polizei verdient Vertrauen

Vertrauen verdient aber auch die Po­
lizei, die aus dem Geschehen von 1933 
ebenso Lehren gezogen hat wie aus 
Deutschlands dunkelster Epoche während 
der nazistischen Gewaltherrschaft. Die 
Polizei steht -— und das ist kein Lippen­
bekenntnis •— bedingungslos und fest auf 
dem Boden unserer freiheitlichen demo­
kratischen ärundordnung. Sie wird jedem 
Versuch, diese Ordnung zu untergraben 
oder zu beseitigen, hart und entschlossen 
entgegentreten. Die Polizei wird aber auch 
nicht noch einmal Gewehr bei Fuß stehen, 
falls Deutschland nochmals ein20. Juli 1932 
oder ein 30. Januar 1933 drohen sollte.

Die Stunde der Not ist deshalb nicht, 
wie es einmal gesagt wurde, die Stunde 
der Exekutive, sondern die Stunde, in der 
sich das gesamte deutsche Volk zu be­
währen haben wird.

Wenn die Bundesregierung ein Drittel 
aller Einnahmen für — notwendige •— Ver­
teidigungszwecke ausgibt, für die innere 
Sicherheit dagegen selbst Ausgaben in der 
Größenordnung von nur einer Million 
scheut, dann ist hier zweifellos etwas nicht 
in Ordnung. Unsere Bemühungen um eine 
personelle Verstärkung des Bundeskrimi­
nalamtes, dem bei der Verbrechensbe­
kämpfung doch sicherlich allergrößte Be­
deutung zukommt, haben leider zu keinem 
befriedigenden Ergebnis geführt. Wenn 
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aber schon die zentrale kriminalpolizei­
liche Nachrichtensammlungs- und -auswer- 
tungsstelle infolge eines permanenten 
Personalmangels nicht voll ihren Auf­
gaben gerecht wird, wie können wir dann 
ernsthaft auf eine bessere und wirksamere 
Verbrechensbekämpfung hoffen wollen?

Es gibt viele Möglichkeiten, den Erfolg 
der kriminalpolizeilichen Arbeit zu ver­
bessern. Daß sie genutzt werden, wäre im 
Interesse der Bevölkerung zu wünschen. 
Gleiches gilt auch für alle Bemühungen, 
die große Zahl der Opfer im Straßenver­
kehr zu verringern. Das setzt allerdings 
voraus, daß hier die gleichen Anstrengun­
gen gemacht werden wie bei der Vorbe­
reitung auf die nur sehr vagen Möglich­
keiten außergewöhnlicher innerer Not­
standssituationen.

SPD-Pressedienst

Pankows Werben um 
bundesrepublikanische Jugend

OS. Eines der hervorstechendsten Ergeb­
nisse der „17. Deutschen Arbeiterkon­
ferenz'' in Leipzig ist die Reorganisation 
der Infiltrationsarbeit (Der „OSTSPIEGEL" 
berichtete bereits darüber). Der neue 
„Schwerpunkt Nr. 1" soll die Gewinnung 
von Jugendlichen für die Zersetzungs- und 
Unterwühlungsarbeit sein. Der Grund 
hierfür ist in einer Analyse zu suchen, die 
von der KPD erstellt wurde: danach hält 
zwar der kleine Kern der Altkommunisten 
in der Bundesrepublik an der kommu­
nistischen Ideologie fest, weigert sich aber 
in steigendem Maße, sich aktiv für diese 
Ideologie einzusetzen und irgendwelche 
Risiken auf sich zu nehmen.

Auf die FDGB-Zentralschule „Siegfried 
Michel" in Grünheide bei Berlin, deren 
Postanschrift „Am Schlangenluch 19" lau­
tet, werden deshalb fast nur noch junge 
Kontaktpersonen aus der Bundesrepublik 
geholt, von denen man nach einer ent­
sprechenden ideologischen Ausrichtung 
und praktischen Schulung auch die erwar­
tete Aktivität erhoffen kann.

Auf dieser Schule werden neben den 
Bundesrepublikanischen Jugendlichen in 
getrennten Lehrgängen auch Spitzenkräfte 
des FDGB für ihre Arbeit in der Zone un­
terrichtet. Es sind jedoch solche Vorkeh­
rungen getroffen, daß Kontakte zwischen 
beiden Gruppen ausgeschlossen sind. In 
entsprechenden Anweisungen wurde ein­
deutig darauf verwiesen, daß solche Kon­
takte gefährlich seien. Auf der einen Seite 
könnten Berichte der Zonengewerkschaft­
ler über die Lage in ihren Betrieben den 
„Elan" der Westdeutschen zerstören, auf 
der anderen Seite befürchtet man von Be­
richten der jungen Bundesrepublikaner 
über den Lebensstandard und die Lebens^ 
bedingungen im Westen schädliche RüclO 
Wirkungen auf die zonalen FDGB-Schüler.

Die Trennung hat auch noch einen an­
deren Grund. Die zonalen Absolventen 
der Schule werden relativ schlecht ver­
sorgt, der FDGB gewährt für sie einen 
täglichen Verpflegungssatz von 3,30 DM. 
Die Jugendlichen aus der Bundesrepublik 
indes empfangen Lebens- und Genußmittel 
die einem Tagessatz von 15,— DM ent­
sprechen. Die Gründe dafür sind offen­
sichtlich, aber die Schulleitung will nicht, 
daß diese Dinge publik werden.

Die Grünheider Kader der Infiltration 
werden recht bald mit ihrem „neuen Stil" 
in den Betrieben der Bundesrepublik in 
Aktion treten.

Es verstarb an einem Herzschlag 
der Kamerad

Hans Pitteroff
■ (Bezirk Reinickendorf) 

geb. 7. Februar 1906 
verstorben 16. Mai 1963

In den FB eingetreten aml8.Mail951 
Wie einst dem Reichsbanner hielt er 
dem Freiheitsbund von seiner Grün­

dung an die Treue.
Wir werden sein Andenken 

in Ehren halten.
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